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Mit dem zum 1. November 2011 in Kraft getretenen einheitlichen Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetz (NKomVG) wurde das bisher in den §§ 29 und 39 Abs. 5 bis 9 der Nie-
dersächsischen Gemeindeordnung (NGO) geregelte Entschädigungsrecht der in einer Gemein-
de ehrenamtlich oder als gewählte Mitglieder des Rates tätigen Personen durch entsprechende 
Regelungen in den §§ 44 und 55 des NKomVG ersetzt. Grundlage der Vorschriften ist wie bis-
her auch der gesetzliche Anspruch aller ehrenamtlich Tätigen und aller Ratsfrauen und Rats-
herren auf Ersatz ihrer Auslagen einschließlich der Aufwendungen für eine Kinderbetreuung 
und des nachgewiesenen Verdienstausfalles. Nach § 55 NKomVG kann die Entschädigung der 
Ratsfrauen und Ratsherren nach Maßgabe einer Satzung auch pauschaliert werden; die Pau-
schale muss angemessen sein. 
 
Die Bestimmungen des NKomVG regeln einige grundlegende Festsetzungen und sehen - wie 
bisher auch - die weitere Ausgestaltung der Entschädigungsansprüche durch Regelung in einer 
Satzung vor. Da die Regelungen der bisherigen Entschädigungssatzung sich im Rahmen der 
neuen Bestimmungen bewegen, wird vorgeschlagen, in der Neufassung der Satzung lediglich 
redaktionelle Änderungen und eine Anpassung der in Bezug genommenen Paragraphen der 
NGO an die neuen Paragraphen des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vorzunehmen. 
 
§ 55 Abs. 2 NKomVG sieht die Einrichtung einer Kommission durch das Innenministerium vor, 
die jeweils bis zum Beginn einer neuen Wahlperiode Empfehlungen zur Ausgestaltung und Hö-
he der Entschädigungen abgibt. Die Empfehlungen dieser sog. Entschädigungskommission 
wurden inzwischen veröffentlicht und sind als Anlage beigefügt. 
 
 
 
gez. 
 
 
 
Dr. Hoffmann 
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Vorwort 


 
 


 


Mit den Empfehlungen der Entschädigungskommission schlägt Niedersachsen 


ein neues Kapitel in der Geschichte des Kommunalverfassungsrechts auf. 


Bundesweit zum ersten Mal wurde eine Kommission berufen, die Empfehlungen 


zum Inhalt und zur Höhe der Entschädigungen für die Abgeordneten 


kommunaler Vertretungen gibt. Diese Neuerung geht auf das Niedersächsische 


Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)  zurück, das ab dem 01. November 2011 


die Grundlage für die Arbeit in den kommunalen Parlamenten bildet. 


Kommunale Selbstverwaltung setzt die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger 


voraus, sich in den Vertretungen ihrer Gemeinden und Landkreise zu 


engagieren. Wir müssen deshalb darauf achten, dass die Mitarbeit in den 


kommunalen Vertretungen für die Bürgerinnen und Bürger leistbar und 


attraktiv bleibt. Das Entschädigungsrecht ist in diesem Zusammenhang ein 


wichtiger Baustein. Durch seine Regelungen muss zum einen sichergestellt 


werden, dass den in die Räte und Kreistage gewählten Bürgerinnen und Bürgern 


durch die Ausübung ihres Mandats kein finanzieller Nachteil entsteht. Zum 


anderen muss das Entschädigungsrecht in jeder Hinsicht widerspiegeln, dass es 


sich bei einem kommunalen Mandat um eine ehrenamtliche und damit 


unentgeltliche Tätigkeit handelt. Ehrenamtlich Tätige engagieren sich ohne 


materielle Gegenleistung für das Gemeinwohl. Schon deshalb verdient ihr 


Einsatz größten Respekt und uneingeschränkte Anerkennung.  


Der Entschädigungskommission ist es mit den Empfehlungen gelungen, den 


Kommunen in diesem Spannungsfeld für ihre Satzungsregelungen wertvolle 


Hilfestellungen und Orientierung zu geben. Zugleich wird die kompakte 


Darstellung der Empfehlungen für die kommunale Praxis von Vorteil sein. 


Bei den Mitgliedern der Kommission bedanke ich mich herzlich für ihre nicht nur 


sachverständige, sondern ebenfalls ehrenamtliche Tätigkeit! 


 


Uwe Schünemann 


Niedersächsischer Minister für Inneres und Sport 
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I.I.I.I.    RechtsrahmeRechtsrahmeRechtsrahmeRechtsrahmennnn und Ziele und Ziele und Ziele und Ziele der  der  der  der EntschädigungskommissionEntschädigungskommissionEntschädigungskommissionEntschädigungskommission    


Nach § 55 Absatz 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 


(NKomVG), veröffentlicht im Nds. GVBl. 2010 S.  576, beruft das 


Ministerium für Inneres und Sport jeweils vor dem Ende der 


Kommunalwahlperiode sachverständige Personen in eine Kommission, die 


Empfehlungen zur Ausgestaltung der Art und Höhe der Entschädigung der 


Abgeordneten in den kommunalen Vertretungen gibt.  


Anders als die Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO), die 


Niedersächsische Landkreisordnung (NLO) und das Gesetz über die Region 


Hannover enthält das NKomVG, das diese Gesetze zum 1. November 2011 


ersetzt, nur noch wenige materielle Regelungen über die Entschädigung 


der Abgeordneten der Vertretungen. Die Kommunen haben damit eine 


noch größere Eigenverantwortung bei dem Erlass der 


Entschädigungssatzungen. Mit der Einrichtung der Kommission nach § 55 


Abs. 2 NKomVG kommt das Land dem Wunsch vieler Kommunen nach, für 


die diesbezüglich zu treffenden Entscheidungen eine Orientierung zu 


erhalten. 


Die Kommission hat bei ihrer Tätigkeit folgenden gesetzlichen Rahmen zur 


Ausgestaltung der Entschädigungen zu berücksichtigen (§ 55 Abs. 1 i.V.m. § 


44 Abs. 1 NKomVG):  


• Die Abgeordneten der kommunalen Vertretungen haben Anspruch 


auf Zahlung einer Entschädigung. Die Entschädigung besteht aus 


dem Ersatz der Auslagen, einschließlich der Aufwendungen für eine 


Kinderbetreuung, und des nachgewiesenen Verdienstausfalls. 


Selbständig Tätigen kann der Nachweis des Verdienstausfalls 


erleichtert werden. Bei Abgeordneten, die keinen Verdienstausfall 


geltend machen können, kann die Entschädigung auch einen 


angemessenen Pauschalstundensatz als Ausgleich von besonderen 


Nachteilen im Bereich der Haushaltsführung oder im sonstigen 


beruflichen Bereich beinhalten.  


• Die Einzelheiten der Entschädigung sind durch Satzung zu regeln. 


Dort sind die Ansprüche auf Höchstbeträge zu begrenzen. Die 


Entschädigung kann ganz oder teilweise pauschal gewährt und 


dabei ganz oder teilweise als Sitzungsgeld gezahlt werden. Für 


besondere Funktionen kann sie erhöht werden.  


• Die Entschädigung muss insgesamt angemessen sein. 


Die Empfehlungen der Kommission werden nach § 55 Abs. 2 Satz 2 


NKomVG vom Ministerium für Inneres und Sport veröffentlicht. 
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II.II.II.II.    Mitglieder der Kommission, BeratungsverfahrenMitglieder der Kommission, BeratungsverfahrenMitglieder der Kommission, BeratungsverfahrenMitglieder der Kommission, Beratungsverfahren 


 


Die (erstmalig) zum Ende der laufenden Kommunalwahlperiode 2006 – 2011 


gebildete Kommission bestand aus sechs Mitgliedern und setzte sich wie folgt 


zusammen: 


• Je ein Mitglied auf Vorschlag der kommunalen Spitzenverbände 


Niedersachsens. 


• Ein Mitglied auf Vorschlag des Bundes der Steuerzahler. 


• Je ein Mitglied auf Vorschlag der Wirtschaft und der Gewerkschaften. 


          Als Mitglieder der Kommission wurden berufen:  


 
Heinz Lunte 


 


Antje Watermann 


 
Axel Endlein 


 


Waldemar Butz 


 


Hartmut Tölle 


 
Bernhard Zentgraf 


 


Heinz Lunte 


Vorsitzender der Kommission 


Bürgermeister a.D. 
 


Antje Watermann 


Assessorin  


Handwerkskammer Hannover 


Axel Endlein 


Ehrenlandrat  


Ehrenvorsitzender des  


Niedersächsischen Landkreistages 


Waldemar Butz 


Samtgemeindedirektor a. D. 


 


Hartmut Tölle 


Bezirksvorsitzender 


DGB-Bezirk 


Niedersachsen/Bremen/Sachsen-Anhalt 


 


Bernhard Zentgraf 


Vorstandsmitglied 


Bund der Steuerzahler Niedersachsen  


und Bremen e.V. 
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Die Kommission hat nach folgenden, zwischen ihr und dem Niedersächsischen         


Ministerium für Inneres und Sport abgestimmten Grundsätzen gearbeitet: 


• Die Mitglieder der Kommission sind in ihrer Arbeit unabhängig und nicht 


an Weisungen gebunden. 


• Die Kommission bestimmt  ihre Vorsitzende oder ihren Vorsitzenden. Bei 


Abstimmungen mit Stimmengleichheit zählt die Stimme der oder des 


Vorsitzenden doppelt. 


• Das Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport  nimmt die 


Aufgaben der Geschäftsstelle der Kommission wahr. Die Kommission kann 


der Geschäftsstelle Arbeitsaufträge erteilen. 


• Ein Vertreter des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und Sport 


nimmt an den Sitzungen der Kommission mit beratender Stimme teil. 


 


Die Kommissionsmitglieder haben in ihrer konstituierenden Sitzung Herrn 


Bürgermeister a.D. Heinz Lunte einstimmig zu ihrem Vorsitzenden gewählt.  


 


Die Kommission ist drei Mal zu Beratungen zusammen getreten, am 18. Mai, 


am 19. Juli und am 30. August 2011. 


 


Für die Beratungen der Kommission wurden von der Geschäftsstelle folgende 


Unterlagen und Aufstellungen angefertigt:  


• Rechtsrahmen und Struktur der den kommunalen Abgeordneten zu 


gewährenden Entschädigung nach altem Recht (NGO, NLO, Gesetz 


über die Region Hannover) und nach neuem Recht (NKomVG). 


• Entschädigungsregelungen in anderen Bundesländern. 


• Art und Höhe der satzungsmäßigen Entschädigungsansprüche 


kommunaler Abgeordneter (einschließlich der Wahrnehmung 


besonderer Funktionen) in bestimmten niedersächsischen Gemeinden 


und Landkreisen unterschiedlicher Größenklassen sowie der Region 


Hannover. 


• (Fiktiv berechnete) Gesamthöhe aller satzungsmäßigen 


Entschädigungsansprüche einer oder eines Abgeordneten bestimmter 


niedersächsischer Gemeinden und Landkreise (einschließlich der 


Wahrnehmung besonderer Funktionen). 
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• Vergleich der satzungsmäßig festgelegten Aufwandsentschädigungen 


(ohne Kinderbetreuung, Fahrkosten und Verdienstausfall) in 


bestimmten niedersächsischen Gemeinden und Landkreisen (unterteilt 


nach Größenklassen und unter Einbeziehung der Wahrnehmung 


besonderer Funktionen)  mit den entsprechenden gesetzlichen 


Festlegungen der Länder Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen, 


Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern sowie den 


(angepassten) Beträgen des MI-Erlasses von 1973. 


• Vergleich der Höchstbeträge für Aufwandsentschädigungen (nach 


Maßgabe von Einwohnerbereichen) des angepassten MI-Erlasses von 


1973 mit den entsprechenden gesetzlichen Festlegungen der Länder 


Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt. 


 


Die Kommission hat sich einstimmig auf die unter III. bis V. dargestellten 


Grundlagen und Empfehlungen für die Ausgestaltung der 


Entschädigungsansprüche der Abgeordneten in den niedersächsischen 


kommunalen Vertretungen verständigt. 
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III.III.III.III.    GrundlagenGrundlagenGrundlagenGrundlagen u u u und allgemeine Empfehlungennd allgemeine Empfehlungennd allgemeine Empfehlungennd allgemeine Empfehlungen    


 


Die Kommission ist bei ihren Beratungen von folgenden Grundlagen 


ausgegangen:   


Kommunale Selbstverwaltung als Strukturprinzip des Verwaltungsaufbaus 


in den Ländern und prägendes politisch-demokratisches Element in 


Deutschland ist auf das freiwillige Engagement und die Mitwirkung der 


Bürgerinnen und Bürger in den Kommunen angewiesen. Dies trifft vor 


allem auf eine ehrenamtliche Tätigkeit als Abgeordnete oder 


Abgeordneter einer kommunalen Vertretung zu (Rat, Kreistag, 


Regionsversammlung). Die Ausübung einer solchen Tätigkeit dient nicht 


nur dem Gemeinwohl, sie ist auch deshalb besonders anerkennenswert, 


weil die hierfür aufgewandte Zeit nicht finanziell entgolten wird und – 


anders als bei parlamentarischen Abgeordneten – auch keine Diäten zur 


Gewährleistung des Lebensunterhalts gezahlt werden. Ehrenamtliche 


Tätigkeit im Rahmen kommunaler Selbstverwaltung bedeutet deshalb 


immer auch, Zeit im Interesse des Gemeinwohls „zu opfern“. Andererseits 


sollen und dürfen denjenigen, die sich als Abgeordnete einer Vertretung 


kommunalpolitisch engagieren, nicht finanzielle Nachteile entstehen. 


Treten solche Nachteile ein, leidet das freiwillige bürgerschaftliche 


Engagement und wird die kommunale Selbstverwaltung als solche 


gefährdet. Aufgabe und Ziel der gesetzlichen Regelungen über die 


Entschädigung der kommunalen Abgeordneten und der auf dieser 


Grundlage zu erlassenden kommunalen Satzungen ist es, den Eintritt 


finanzieller Nachteile für in dieser Weise ehrenamtlich Tätige zu 


verhindern. 


Zur Erreichung dieser Gesetzesziele nach Maßgabe der beschriebenen 


Grundlagen gibt die Kommission folgende allgemeine Empfehlungen zur 


Ausgestaltung der kommunalen Satzungen über die Entschädigung der 


Abgeordneten der Vertretungen: 


 


1.  Die Satzungsregelungen  


• müssen einerseits sicherstellen, dass kein Vertretungsmitglied 


finanzielle Nachteile durch seine Abgeordnetentätigkeit erleidet 


oder befürchten muss,  


• dürfen andererseits aber nicht dazu führen, dass der Anschein einer 


auch nur partiell entgeltlichen Tätigkeit entsteht.  


  2.  Eine Kumulation gleichartiger Entschädigungsansprüche in einer 


Person sollte durch entsprechende Satzungsregelungen ausgeschlossen 
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werden. Insbesondere sollte eine höhere Entschädigung auch bei 


mehreren besonderen Abgeordnetenfunktionen regelmäßig nur 


wegen einer dieser Funktionen gewährt werden. 


  3. Satzungsregelungen, die in der kommunalen Praxis falsche Anreize 


setzen, sollten vermieden werden. Dies gilt etwa für die Gewährung 


eines Sitzungsgeldes für die Teilnahme an jedweder Art 


repräsentativer Veranstaltungen der Kommune oder eines weiteren 


Sitzungsgeldes ab einer bestimmten Sitzungsdauer sowie für die 


Einbeziehung des Fahrkostenersatzes in eine umfassende 


Aufwandsentschädigung. 


  4. Höchstbeträge für die Erstattung solcher Aufwendungen, die nach 


Grund und Höhe im Einzelfall nachzuweisen bzw. glaubhaft zu 


machen sind (z. B. Kinderbetreuungskosten oder Verdienstausfall),  


sollten so festgelegt werden, dass der oder die ehrenamtlich tätige 


Abgeordnete keine finanzielle Einbuße erleidet. 
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IV.IV.IV.IV.    Empfehlungen zur Empfehlungen zur Empfehlungen zur Empfehlungen zur Art Art Art Art der Entschädigungder Entschädigungder Entschädigungder Entschädigung    


        


    1.1.1.1.            AuslaAuslaAuslaAuslagenersatzgenersatzgenersatzgenersatz    


    1.1   Pauschalierung statt „Spitzabrechnung“ 


Die Kommission spricht sich aus Gründen der Ehrenamtsfreundlichkeit und 


Verwaltungsökonomie grundsätzlich für die auch heute schon übliche 


Pauschalierung dieser Ersatzansprüche in einer Aufwendungspauschale aus. 


Aufwendungen für eine Kinderbetreuung und Fahrkosten sollten allerdings 


gesondert erstattet werden. 


 


1.2   Abgeordnete mit besonderen Funktionen 


Die Kommission hält eine höhere Pauschale für solche Abgeordnete 


grundsätzlich für gerechtfertigt, die eine der nachfolgend genannten 


besonderen Funktionen ausüben:   


• ehrenamtliche Stellvertreterin oder ehrenamtlicher Stellvertreter der 


Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten,  


• Fraktionsvorsitzende oder Fraktionsvorsitzender, 


• Beigeordnete oder Beigeordneter sowie 


• Vorsitzende oder Vorsitzender der Vertretung (nach neuem Recht).  


Hinsichtlich der Ausschussvorsitze empfiehlt die Kommission, eine höhere 


Entschädigung nicht oder nur dann vorzusehen, wenn der Ausschuss 


Entscheidungskompetenzen hat.  


 


1.3   Sitzungsgeld 


Die Kommission empfiehlt, die Aufwendungspauschale teilweise als 


Sitzungsgeld zu zahlen. Soweit die Pauschale als Sitzungsgeld gezahlt wird, 


sollte sie für Abgeordnete mit besonderer Funktion nicht erhöht sein.  


Sitzungsgeld sollte – entsprechend dem bisherigen Recht – für Vertretungs-, 


Ausschuss- und Fraktionssitzungen gezahlt werden. Die Kommission 


empfiehlt, für entschädigungsfähige Vertretungs- und Ausschusssitzungen 


eine Höchstzahl pro Jahr festzulegen und auch die entschädigungsfähigen 


Fraktionssitzungen in dieser Weise zahlenmäßig zu begrenzen.  
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Für andere Sitzungen, insbesondere solche nur vorübergehend 


eingerichteter Gremien, kann ein Sitzungsgeld gezahlt werden, wenn dies 


von der Vertretung oder dem Hauptausschuss auf Grund einer 


entsprechenden (allgemeinen) Satzungsregelung im Einzelfall so 


beschlossen worden ist.  


Für repräsentative Termine (z.B. Einweihungsfeierlichkeiten) oder 


Besprechungen (z. B. mit der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem 


Hauptverwaltungsbeamten) sollte nach Auffassung der Kommission kein 


Sitzungsgeld gezahlt werden.  


Die Kommission empfiehlt, bei der Entschädigung für sog. andere Personen 


in Ausschüssen entsprechend zu verfahren. 


 


 1.4   Höhe der Aufwandsentschädigung 


Die Höhe der Aufwandsentschädigung sollte sich grundsätzlich an der 


Einwohnerzahl der Kommune orientieren.  


 


1.5   Höchstbeträge 


Die Kommission hält es nicht für erforderlich, in den 


Entschädigungssatzungen für jede Art der Entschädigung (Auslagenersatz, 


Verdienstausfall, Nachteilsausgleich) einen absoluten Höchstbetrag je Tag 


oder Monat festlegen. Die gesetzliche Forderung, die Ansprüche auf 


Höchstbeträge zu begrenzen, ist auch erfüllt, wenn z.B. ein fester 


Erstattungssatz pro gefahrenen Kilometer oder ein Stundensatz, ggfs. 


i.V.m. einer Höchststundenzahl je Tag, festgelegt wird. 


Auch Höchstbeträge sollten sich ggfs. mit an der Einwohnerzahl der 


Kommune orientieren. 


 


1.6   Fahrkosten 


Die Kommission empfiehlt, die Fahrkosten mit einem festen Betrag je 


gefahrenen Kilometer oder – ebenfalls teilweise pauschal – mit einem 


festen Kilometerbetrag nach Maßgabe der Wegstreckenentfernung 


zwischen der Wohnung der oder des Abgeordneten und dem 


Rathaus/Kreishaus zu entschädigen. Als Höchstbetrag ist die 


Wegstreckenentschädigung pro gefahrenen Kilometer nach dem 


Bundesreisekostenrecht festzusetzen. Den großen Städten empfiehlt die 


Kommission, die Kosten für eine Monatskarte des öffentlichen Nahverkehrs 


zu erstatten. 
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1.7   Kinderbetreuung 


Kinderbetreuungskosten können nach Auffassung der Kommission nur 


erstattet werden, wenn ein Aufwand tatsächlich nachgewiesen ist. Wird in 


diesen Fällen (pauschal) ein Stundensatz gewährt, liegt bereits hierin die 


Bestimmung eines Höchstbetrages (vgl. Nr. 1.5).    


    


2.2.2.2.            VerdienstausfallVerdienstausfallVerdienstausfallVerdienstausfall    


Die Erstattung eines Verdienstausfalls setzt voraus, dass dieser im Einzelfall 


nach Grund und Höhe nachgewiesen ist.   


Bei selbständig tätigen Abgeordneten kann die Glaubhaftmachung eines 


Verdienstausfalls als ausreichend angesehen werden.  


In den Satzungen sollten Erstattungshöchstbeträge pro Stunde und Tag 


festgesetzt werden.  


 


3.   Nachteilsausgleich3.   Nachteilsausgleich3.   Nachteilsausgleich3.   Nachteilsausgleich    


Die Kommission weist darauf hin, dass mit der Gewährung eines 


Nachteilsausgleichs das Prinzip der Unentgeltlichkeit der 


Abgeordnetentätigkeit durchbrochen wird. Der Gesetzgeber des NKomVG 


hat es deshalb in das Ermessen der kommunalen Vertretungen gelegt, ob 


sie einen Nachteilsausgleich überhaupt gewähren wollen. 


Die Kommission hält einen Nachteilsausgleich – auch im Hinblick darauf, 


dass  ein vergleichbarer Anspruch bei sonstiger ehrenamtlicher Tätigkeit, z. 


B. in Vereinen, nicht besteht - nur in besonderen Ausnahmefällen für 


gerechtfertigt. Der besondere Nachteil ist in den Satzungen zu 


konkretisieren und eng zu regeln.  


Aus Sicht der Kommission kommt ein Nachteilsausgleich in Frage, wenn im 


Haushaltsführungsbereich oder im sonstigen beruflichen Bereich, 


einschließlich der Landwirtschaft, aus dringenden Gründen eine Hilfskraft, 


die nicht der Familie angehört, in Anspruch genommen wird, damit die 


Abgeordneten in zumutbarer Weise ihre Verpflichtungen aus der 


Mandatstätigkeit wahrnehmen können. Im Bereich der Haushaltsführung 


kann ein ausgleichspflichtiger Nachteil darüber hinaus gegeben sein, wenn 


der Haushalt drei oder mehr Personen umfasst, von denen mindestens eine 


ein Kind unter 14 Jahren, eine ältere Person über 67 Jahre oder eine 


anerkannt pflegebedürftige Person ist. 
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Nachteilsausgleich ist als Pauschalstundensatz zu gewähren, die Anzahl der 


zu entschädigenden Stunden sollte nach Auffassung der Kommission auf 


acht je Tag begrenzt werden. 
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V.V.V.V.    EmpfEmpfEmpfEmpfehlungen zur ehlungen zur ehlungen zur ehlungen zur Höhe der  Höhe der  Höhe der  Höhe der  EntschädigungEntschädigungEntschädigungEntschädigung    


    


VorbemerkungenVorbemerkungenVorbemerkungenVorbemerkungen    


Die folgenden Empfehlungen behandeln nicht sämtliche für kommunale 


Abgeordnete zu regelnden Fälle (z.B. nicht die Entschädigung der 


Abgeordneten als Mitglieder einer Zweckverbandsversammlung), bieten 


aber auch insoweit eine Vergleichs- und Entscheidungsgrundlage. 


Die angegebenen Werte sind „Höchstbeträge“. Die Empfehlungen sind 


nicht darauf gerichtet, diese Höchstbeträge auszuschöpfen. 


Innerhalb der Größenklassen sind die empfohlenen Höchstbeträge durch 


Interpolation zu ermitteln.  


 


1111....        Aufwandsentschädigung für Ratsherren und Ratsfrauen der GemeindeAufwandsentschädigung für Ratsherren und Ratsfrauen der GemeindeAufwandsentschädigung für Ratsherren und Ratsfrauen der GemeindeAufwandsentschädigung für Ratsherren und Ratsfrauen der Gemeinde----        


oder Samtgemeinderäte sowie für Mitglieder von Ortsoder Samtgemeinderäte sowie für Mitglieder von Ortsoder Samtgemeinderäte sowie für Mitglieder von Ortsoder Samtgemeinderäte sowie für Mitglieder von Orts---- oder  oder  oder  oder 


StadtbezirksrätenStadtbezirksrätenStadtbezirksrätenStadtbezirksräten    


Die Aufwandsentschädigung (ohne Kosten einer Kinderbetreuung und 


Fahrkosten) sollte im Monat folgende Höchstbeträge nicht überschreiten: 


 


 Gemeinden oder Samtgemeinden 


  


                        bis  30.000 Einw.   240 € 


 


                        30.001 bis  150.000 Einw.   320 € 


 


                        150.001 bis  450.000 Einw.  420 € 


 


  über 450.000 Einw.   480 €  


 


Die Höchstbeträge gelten sowohl in Fällen der vollständigen Zahlung als 


Monatspauschale als auch in Fällen der ganz- oder teilweisen Zahlung der 


Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld. Bei der Zahlung als 


Sitzungsgeld ist hinsichtlich der Höchstbeträge von 4 Sitzungen im Monat 


auszugehen. 


In Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden sollte die 


Aufwandsentschädigung 50 % der für Gemeinden oder Samtgemeinden 


mit der gleichen Einwohnerzahl geltenden Höchstbeträge nicht 


überschreiten. 
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Für die Mitglieder von Ortsräten und Stadtbezirksräten sind höchstens    


25 % der Aufwandsentschädigung für Abgeordnete in Gemeinden oder 


Samtgemeinden gleicher Größenordnung als angemessen anzusehen. 


    


2222....    Aufwandsentschädigung für Abgeordnete der KreistAufwandsentschädigung für Abgeordnete der KreistAufwandsentschädigung für Abgeordnete der KreistAufwandsentschädigung für Abgeordnete der Kreistage und der age und der age und der age und der 


RegionsveRegionsveRegionsveRegionsverrrrsammlungsammlungsammlungsammlung    


Die Aufwandsentschädigung der Abgeordneten der Kreistage (ohne 


Kosten einer Kinderbetreuung und Fahrkosten) sollte im Monat folgende 


Höchstbeträge nicht überschreiten: 


 


 Landkreise 


 


                        bis  200.000 Einw.   300 € 


 


                        über 200.000 Einw.   400 € 


 


Die Aufwandsentschädigung der Abgeordneten der 


Regionsversammlung sollte im Monat 550 Euro nicht überschreiten. 


Die Höchstbeträge gelten wiederum sowohl in Fällen der vollständigen 


Zahlung als Monatspauschale als auch in Fällen der ganz- oder teilweisen 


Zahlung der Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld. Bei der Zahlung 


als Sitzungsgeld ist hinsichtlich der Höchstbeträge von 3 Sitzungen im 


Monat auszugehen. 


 


3.  3.  3.  3.  Höhere Aufwandsentschädigung fHöhere Aufwandsentschädigung fHöhere Aufwandsentschädigung fHöhere Aufwandsentschädigung für Abgeordnür Abgeordnür Abgeordnür Abgeordnete sowie für Mitglieder ete sowie für Mitglieder ete sowie für Mitglieder ete sowie für Mitglieder 


von Ortsvon Ortsvon Ortsvon Orts---- oder Stadtbezirksräten mit besonderen Fun oder Stadtbezirksräten mit besonderen Fun oder Stadtbezirksräten mit besonderen Fun oder Stadtbezirksräten mit besonderen Funkkkktionentionentionentionen 


Eine höhere Aufwandsentschädigung für Abgeordnete mit besonderen 


Funktionen in Gemeinden, Samtgemeinden, Landkreisen und der Region 


Hannover sollte 


• für Stellvertreterinnen und Stellvertreter der oder des 


Hauptverwaltungsbeamten und für Fraktionsvorsitzende das 2 ½-


fache, 


• für Beigeordnete das 2-fache sowie 


• für den Vorsitzenden oder die Vorsitzende der Vertretung und 


ggfs. für Ausschussvorsitzende das 1 ½-fache  
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der Aufwandsentschädigung eines Abgeordneten der Vertretung der 


Kommune nicht überschreiten. 


Bürgermeisterinnen oder Bürgermeister in Ortschaften oder 


Stadtbezirken können bis zum 3-fachen, ihre Stellvertreterinnen und 


Stellvertreter bis zum 2-fachen der Aufwandsentschädigung für die 


Mitglieder des Ortsrats bzw. Stadtbezirksrats erhalten (Die Kommission 


weist darauf hin, dass die freiwillige Wahrnehmung von 


Hilfsfunktionen für die Gemeindeverwaltung durch die 


Ortsbürgermeisterin oder den Ortsbürgermeister keine 


Mandatstätigkeit darstellt; die Entschädigung richtet sich insoweit nach 


§ 44 NKomVG).   


Eine höhere Aufwandsentschädigung für Bürgermeisterinnen und 


Bürgermeister in Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden sollte nicht 


mehr als das 5-fache der Aufwandsentschädigung für die Mitglieder des 


Gemeinderats betragen. Führt die Bürgermeisterin oder der 


Bürgermeister auch die Geschäfte der Verwaltung (s. § 106 Abs. 1 


NKomVG), kann sich dieser Betrag noch einmal um bis zur Hälfte dieser 


höheren Aufwandsentschädigung erhöhen. Dieser gleiche (hälftige 


Erhöhungs-) Betrag sollte auch dann nicht überschritten werden, wenn 


ein anderes Ratsmitglied als Gemeindedirektorin oder 


Gemeindedirektor eine Entschädigung nach § 44 NKomVG erhält.  


    


    


    


         


    


    


    


    


    


    


    








Anlage  


Satzung 
über den Ersatz von Verdienstausfall, Auslagen, 
Aufwandsentschädigung, Fahr- und Reisekosten 


(Entschädigungssatzung) 
vom 8. November 2011 


 
 
 


Aufgrund der §§ 10, 44, 55, 71 Abs. 7 und 91 Abs. 4 des  Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dez. 2010 (Nds. GVBl. 
S. 576), hat der Rat der Stadt Braunschweig in seiner Sitzung am 8. November 2011 folgende 
Satzung beschlossen: 


 
§ 1 


Anwendungsbereich 
 


(1) Ratsmitglieder, Mitglieder der Stadtbezirksräte, Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat ange-
hören, Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie ehrenamtlich Tätige erhalten Ersatz ihres Ver-
dienstausfalles, ihrer Auslagen einschließlich der Aufwendungen für eine Kinderbetreuung, Auf-
wandsentschädigung sowie Fahr- und Reisekosten nach Maßgabe dieser Satzung, sofern ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist. Ratsmitglieder im Sinne dieser Satzung sind abweichend 
von § 45 Abs. 1 Satz 2 NKomVG die gewählten Ratsfrauen und Ratsherren. 
 
(2) Ersatz des Verdienstausfalles, der Auslagen einschließlich der Aufwendungen für eine Kin-
derbetreuung, Aufwandsentschädigung sowie Fahr- und Reisekosten werden nebeneinander 
gewährt, sofern diese Satzung nicht etwas anderes bestimmt. 
 
(3) Aufwendungen für Kinderbetreuung im Sinne dieser Satzung liegen vor, wenn die in Abs. 1 
genannten Personen infolge ihrer Tätigkeit Vorkehrungen für die Betreuung von Kindern bis zur 
Vollendung des 14. Lebensjahres treffen müssen. Die Notwendigkeit besonderer Vorkehrungen 
wird angenommen, wenn der Wohngemeinschaft der in Absatz 1 Genannten keine weiteren Per-
sonen angehören, die zur Betreuung der Kinder in der Lage sind und die Kinder nicht anderwei-
tig, z. B. in Kindertagesstätten, betreut werden. 
 
 


§ 2 
Verdienstausfall für Ratsmitglieder und 


nicht dem Rat angehörende Ausschussmitglieder 
 
(1) Unselbstständig tätige Ratsmitglieder und Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, 
haben Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls bis zum Höchstbetrag von 55,00 € je Stunde, 
selbstständig tätige Ratsmitglieder und nicht dem Rat angehörende Ausschussmitglieder bis zum 
Höchstbetrag von 31,00 € je Stunde. Der Ersatz des Verdienstausfalls wird für jede angefangene 
Stunde der regelmäßigen Arbeitszeit berechnet. 
 
(2) Unselbstständig Tätigen wird der entstandene und nachgewiesene Verdienstausfall im Rah-
men des Stundenhöchstbetrages nach Abs. 1 ohne monatliche Höchstgrenze ersetzt. 
 
(3) Selbstständig Tätigen wird eine Verdienstausfallpauschale im Rahmen des Stundenhöchstbe-
trages nach Abs. 1 je Stunde gewährt, die im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemach-
ten Einkommens festgesetzt wird. Der Verdienstausfall wird nur für die Zeit werktags von 07.00 
Uhr bis 19.00 Uhr gewährt. Der monatliche Gesamtbetrag darf bei Ratsmitgliedern 1.534,00 € 
und bei Ausschussmitgliedern, die nicht dem Rat angehören, 256,00 € nicht übersteigen. Der 
monatliche Höchstbetrag gilt nicht für die ehrenamtlichen Stellvertreterinnen bzw. die ehrenamtli-
chen Stellvertreter der Oberbürgermeisterin bzw. des Oberbürgermeisters. 
 
(4) Ratsmitglieder sowie die nicht dem Rat angehörenden Ausschussmitglieder, 
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1. die einen Haushalt mit zwei oder mehr Personen führen, 
2. die keine Ersatzansprüche nach Absatz 1 bis 3 geltend machen können und 
3. denen im Bereich der Haushaltsführung ein Nachteil entsteht, der nur durch das Nachholen 
versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, 
 
haben Anspruch auf Zahlung eines Pauschalstundensatzes in Höhe von 15,00 €, höchstens je-
doch drei Stunden pro Tag. Die zeitliche Begrenzung auf werktags von 07:00 bis 19:00 Uhr sowie 
die monatliche Höchstbetragsregelung nach Abs. 3 gelten entsprechend. Für im sonstigen beruf-
lichen Bereich entstandene Nachteile gilt Satz 1 entsprechend. 
 
(5) Verdienstausfall wird auf Antrag gewährt, insbesondere für  
 
1. Sitzungen (des Rates, des Verwaltungsausschusses, der Ausschüsse und der Fraktionen bzw. 
Gruppen), 
2. die Wahrnehmung von Repräsentationen im Auftrag der Oberbürgermeisterin bzw. des Ober-
bürgermeisters oder ihrer bzw. seiner Vertreterinnen und Vertreter, 
3. Sitzungen und Veranstaltungen von Organisationen und Einrichtungen, an denen vom Rat 
oder Verwaltungsausschuss entsandte Vertreterinnen oder Vertreter der Stadt teilnehmen, soweit 
die Betreffenden nicht anderweitig Anspruch auf Verdienstausfall haben, 
4. die Teilnahme an Empfängen, Begrüßungen, Besichtigungen oder ähnlichen Veranstaltungen 
auf besondere Einladung der Stadt. 
 
 


§ 3 
Höhe der Aufwandsentschädigungen 


 
(1) Ratsmitglieder erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung von 390,00 €. Ratsmitglie-
der, die Kinderbetreuungskosten gem. § 1 Abs. 3 geltend machen können, erhalten auf Antrag 
hierfür einen zusätzlichen monatlichen Pauschalbetrag von 52,00 €. 
 
(2) Neben der Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 erhalten 
a) die Bürgermeisterinnen bzw. Bürgermeister, Fraktions- und Gruppenvorsitzende eine solche 


von monatlich 511,00 €, 
b) Beigeordnete eine solche von monatlich 171,00 €. 
 
(3) Die Aufwandsentschädigungen werden mit Ausnahme des in Abs. 7 geltenden Falls unab-
hängig vom Beginn oder Ende der Tätigkeit jeweils für einen ganzen Kalendermonat gewährt. 
 
(4) Die Entschädigungen für mehrere der in Abs. 2 aufgeführten Funktionen werden aufeinander 
angerechnet. 
 
(5) Wenn eine ehrenamtliche Vertreterin oder ein ehrenamtlicher Vertreter der Oberbürgermeiste-
rin bzw. des Oberbürgermeisters das Amt der Oberbürgermeisterin bzw. des Oberbürgermeisters 
im Rahmen der ihr oder ihm nach § 81 Abs. 2 NKomVG zugewiesenen Aufgabenstellung länger 
als zwei Wochen ausübt, erhält sie bzw. er eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 1.190,00 € 
unter Anrechnung des in Abs. 2 Buchstabe a) bzw. b) genannten Betrages. Übersteigt die Zeit 
der Vertretung die Dauer eines Monats (30 Tage), so erhält die ehrenamtliche Vertreterin bzw. 
der ehrenamtliche Vertreter die volle Aufwandsentschädigung nach Satz 1 für den angefangenen 
Monat, wenn sich die ehrenamtliche Vertretung der Oberbürgermeisterin bzw. des Oberbürger-
meisters auf mindestens eine Woche des angefangenen Monats erstreckt. Die vorgenannten 
Zeitberechnungen beziehen sich auf eine zusammenhängende Vertretung. 
 
(6) Die Aufwandsentschädigung ermäßigt sich auf die Hälfte und der Anspruch auf Ersatz der 
Kinderbetreuungsaufwendungen entfällt, wenn das Ratsmitglied seine Tätigkeit ununterbrochen 
länger als drei Monate nicht ausübt, für die über drei Kalendermonate hinaus gehende Zeit. 
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(7) Der Anspruch eines Ratsmitgliedes auf Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 entfällt bei Sitz-
verlust, Ruhen der Zugehörigkeit zum Rat und für die Dauer des Ausschlusses (§§ 52, 53 und 63 
Abs. 3 NKomVG). In den Fällen des § 52 Abs. 1 Ziffer 1 NKomVG erfolgt keine Rückforderung 
der für den laufenden Monat gezahlten Beträge. 
 
 


§ 4 
Verdienstausfall für Mitglieder der Stadtbezirksräte 


 
Unselbstständig tätige Mitglieder der Stadtbezirksräte haben Anspruch auf Ersatz des Verdienst-
ausfalls bis zum Höchstbetrag von 55,00 € je Stunde, selbstständig tätige Mitglieder der Stadtbe-
zirke bis zum Höchstbetrag von 31,00 € je Stunde. Der monatliche Gesamtbetrag, der an selbst-
ständig Tätige als Verdienstausfallentschädigung gezahlt wird, darf 256,00 € nicht überschreiten. 
Im Übrigen gelten die Regelungen des § 2 entsprechend. 
 
 


§ 5 
Aufwandsentschädigung für Mitglieder der Stadtbezirksräte 


 
(1) Stimmberechtigte Mitglieder der Stadtbezirksräte (gemäß der Hauptsatzung der Stadt Braun-
schweig in der derzeit geltenden Fassung) erhalten in Stadtbezirken bis 11 000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern eine monatliche Aufwandsentschädigung von 41,00 € und in Stadtbezirken mit 
mehr als 11 000 Einwohnerinnen und Einwohnern eine monatliche Aufwandsentschädigung von 
62,00 €. Bezirksratsmitglieder, die Kinderbetreuungskosten gem. § 1 Abs. 3 geltend machen 
können, erhalten auf Antrag hierfür einen zusätzlichen monatlichen Pauschalbetrag von 16,00 €. 
 
(2) Neben der Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 erhalten 
 
1. die Bezirksbürgermeisterinnen und Bezirksbürgermeister in Stadtbezirken bis 11 000 Einwoh-


nerinnen und Einwohnern eine solche von 72,00 € und in Stadtbezirken mit mehr als 11 000 
Einwohnerinnen und Einwohnern eine solche von 108,00 € monatlich, 


 
2. die Vertreterinnen und Vertreter der Bezirksbürgermeisterinnen und Bezirksbürgermeister, die 


Fraktions- und Gruppenvorsitzenden in Stadtbezirken bis 11 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern eine solche von 36,00 € und in Stadtbezirken mit mehr als 11 000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern eine solche von 54,00 € monatlich. 


 
(3) Die Vorschrift des § 3 Abs. 3, 4, 5, 6 und 7 ist entsprechend anzuwenden. 
 
 


§ 6 
Aufwandsentschädigung für nicht dem Rat angehörende Ausschussmitglieder 


 
(1) Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, erhalten für die Teilnahme an den Sit-
zungen der Ausschüsse eine Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld in Höhe von 18,00 €. 
Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören und die Kinderbetreuungskosten gem. § 1 
Abs. 3 geltend machen können, erhalten auf Antrag hierfür einen zusätzlichen Pauschalbetrag 
von 11,00 € pro Sitzung. 
 
(2) Sitzungsgeld wird für eine Sitzung gezahlt. Wird die Sitzungsdauer von insgesamt 6 Stunden 
überschritten, wird ein weiteres Sitzungsgeld gewährt. Bei mehreren Sitzungen an einem Tage 
werden nicht mehr als zwei Sitzungsgelder gezahlt. 
 
(3) Der Nachweis der Teilnahme der Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, an einer 
Sitzung erfolgt durch die eigenhändige Unterschrift in der Anwesenheitsliste. 
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(4) Sitzungsgelder erhalten diejenigen, die an der Sitzung von Anfang bis Schluss teilgenommen 
haben, sofern sie nicht ihr späteres Erscheinen oder zeitigeres Fortgehen entschuldigt haben. 
Hierüber ist in der Niederschrift ein Vermerk aufzunehmen. 
 
 


§ 7 
Aufwandsentschädigung für Mitglieder des Umlegungsausschusses,  


die nicht dem Rat angehören 
 
(1) Das vorsitzende Mitglied des Umlegungsausschusses erhält für die Teilnahme an den Sitzun-
gen des Umlegungsausschusses eine Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld i. H. v. 72,00 €; 
das stellvertretende vorsitzende Mitglied ein solches i. H. v. 29,00 €. Sitzungsgelder werden für 
maximal drei Sitzungen pro Monat geleistet. Andere Veranstaltungen des Umlegungsausschus-
ses können durch Beschluss des Verwaltungsausschusses zu Sitzungen im Sinne dieser Rege-
lung erklärt werden. Soweit sie Kinderbetreuungskosten nach § 1 Abs. 3 geltend machen kön-
nen, erhalten sie auf Antrag hierfür einen zusätzlichen Pauschalbetrag von 11,00 € pro Sitzung. 
 
(2) Für die Zeit der Vertretung des vorsitzenden Mitglieds des Umlegungsausschusses erhält das 
stellvertretende vorsitzende Mitglied das dem vorsitzenden Mitglied zustehende Sitzungsgeld 
unter Anrechnung des ihr oder ihm zustehenden Sitzungsgeldes. 
 
(3) Sachkundige Personen, die der Umlegungsausschuss zugezogen hat, erhalten eine Entschä-
digung nach dem Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen in der je-
weils geltenden Fassung. 
 
 


§ 8 
Verdienstausfall und Auslagenersatz für Ehrenbeamtinnen, Ehrenbeamte und  


ehrenamtlich Tätige 
 
(1) Soweit Ehrenbeamtinnen, Ehrenbeamten und ehrenamtlich Tätigen keine Aufwandsentschä-
digung nach § 9 gewährt wird, haben sie Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalles bis zum 
Höchstbetrag von 31,00 € pro Stunde und Anspruch auf Ersatz der Auslagen einschließlich der 
Kosten einer Kinderbetreuung bis zum Höchstbetrag von 31,00 € pro Monat. 
 
(2) Soweit Ehrenbeamtinnen, Ehrenbeamten und ehrenamtlich Tätige, denen keine Aufwands-
entschädigung nach § 9 gewährt wird, 
 
1. einen Haushalt mit zwei oder mehr Personen führen, 
2. keinen Anspruch auf Verdienstausfall geltend machen können und 
3. ihnen im Bereich der Haushaltsführung ein Nachteil entsteht, der nur durch das Nachholen 
versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann,  
 
haben sie Anspruch auf Zahlung eines Pauschalstundensatzes in Höhe von 15,00 €, höchstens 
jedoch drei Stunden pro Tag. Die zeitliche Begrenzung auf werktags von 07.00 bis 19:00 Uhr 
sowie die monatliche Höchstbetragsregelung nach § 2 Abs. 3 gelten entsprechend. Für im sons-
tigen beruflichen Bereich entstandene Nachteile gilt Satz 1 entsprechend. 
 
(3) Die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr, die eine Aufwandsentschädigung beziehen, erhal-
ten daneben für die sich aus dem Nds. Brandschutzgesetz ergebende Verpflichtung zur Teilnah-
me an Einsätzen, Übungen und Lehrgängen ausnahmsweise Entschädigung ihres Verdienstaus-
falles bis zum Höchstbetrag von 26,00 € pro Stunde, weil das Ausmaß dieser Tätigkeit nicht vor-
aussehbar ist. 
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§ 9 
Aufwandsentschädigung für Ehrenbeamtinnen, Ehrenbeamte und ehrenamtlich Tätige 


 
(1) Die Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten der Freiwilligen Feuerwehr nach der Satzung für 
die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Braunschweig vom 16. November 2010 (Amtsblatt für die 
Stadt Braunschweig Nr. 16 vom 29. November 2010) in der jeweils geltenden Fassung erhalten 
eine monatliche Aufwandsentschädigung in der Höhe, wie sie sich aus der dieser Satzung als 
Anlage 1 beigefügten Entschädigungstabelle ergibt. 
 
(2) Die 1. Stellvertretende Stadtbrandmeisterin oder der 1. Stellvertretende Stadtbrandmeister 
sowie die Stellvertreterinnen und Stellvertreter der Ortsbrandmeisterinnen und Ortsbrandmeister 
erhalten für die Zeit der Vertretung drei Viertel der Entschädigung der Vertretenen unter Anrech-
nung der ihnen zustehenden Entschädigung, wenn sie das jeweilige Amt länger als drei Monate 
ausüben, für die darüber hinausgehende Zeit. Diese Zeitberechnung bezieht sich auf eine zu-
sammenhängende Vertretung. Erholungsurlaub bleibt außer Betracht. 
 
(3) Die anderen für die Freiwillige Feuerwehr ehrenamtlich tätigen Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung in der Höhe, wie sie sich aus 
der dieser Satzung als Anlage 2 beigefügten Entschädigungstabelle ergibt. 
 
(4) Für die Ortsbüchereien Bevenrode, Bienrode, Broitzem, Dibbesdorf, Hondelage, Lamme, 
Lehndorf, Leiferde, Querum, Rautheim, Schapen, Stöckheim, Südstadt, Völkenrode, Volkmarode, 
Waggum, Watenbüttel und Wenden wird jeweils eine Büchereiwartin bzw. ein Büchereiwart be-
stellt. In den Ortsbüchereien Lehndorf, Querum und Wenden können bis zu zwei Personen beru-
fen werden. Die ehrenamtlich tätigen Büchereiwartinnen und Büchereiwarte erhalten eine monat-
liche Aufwandsentschädigung in Höhe von 67,00 €. 
 
(5) Die Stadtheimatpflegerin oder der Stadtheimatpfleger erhält eine monatliche Aufwandsent-
schädigung von 256,00 €. 
 
(6) Die Heimatpflegerinnen und Heimatpfleger erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung 
von 34,00 €. 
 
(7) Die Kreisjägermeisterin oder der Kreisjägermeister erhält eine monatliche Aufwandsentschä-
digung von 103,00 €. 
 
(8) Die Naturschutzbeauftragten erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung von 103,00 €. 
 
(9) Die Landschaftswartinnen und Landschaftswarte erhalten eine monatliche Aufwandsentschä-
digung von 34,00 €. (10) Neben der Aufwandsentschädigung hat die oder der ehrenamtlich Täti-
ge unbeschadet § 8 Abs. 3 keinen Anspruch auf Ersatz ihres oder seines Verdienstausfalles und 
ihrer oder seiner Auslagen einschließlich der Fahrkosten. Anspruch auf Reisekosten hat die oder 
der ehrenamtlich Tätige nur unter der Voraussetzung des § 11 Abs. 3. Soweit sie Kinderbe-
treuungskosten nach § 1 Abs. 3 geltend machen können, erhalten sie auf Antrag hierfür einen 
zusätzlichen monatlichen Pauschalbetrag von 11,00 €. 
 
(11) Die Vorschrift des § 3 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden. 
 
 


§ 10 
Fahrkosten für Ratsmitglieder, Mitglieder der Stadtbezirksräte und Ausschussmitglieder, 


die nicht dem Rat angehören 
 
(1) Ratsmitglieder sowie das vorsitzende Mitglied des Umlegungsausschusses erhalten für Fahr-
ten innerhalb der Stadt 26,00 € monatlich als Fahrkostenpauschale. Die Fahrkostenpauschale ist 
zurückzuzahlen, wenn die Empfängerin oder der Empfänger ihre oder seine Tätigkeit ununter-
brochen länger als 1 Kalendermonat nicht ausübt. § 3 Abs. 7 gilt entsprechend. 
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(2) Die ehrenamtlichen Stellvertreterinnen und Stellvertreter der Oberbürgermeisterin bzw. des 
Oberbürgermeisters erhalten auf Antrag die Erstattung der tatsächlichen Fahrkosten jeweils bis 
zum Höchstbetrag von 1023,00 € pro Jahr, wenn ihnen kein Dienstwagen zur Verfügung steht. 
Bei Benutzung eines eigenen Pkws erhalten die ehrenamtlichen Stellvertreterinnen und Stellver-
treter der Oberbürgermeisterin bzw. des Oberbürgermeisters im Vertretungsfall im Rahmen des 
genannten Höchstbetrages eine Wegstreckenentschädigung von 0,30 € je km. 
 
(3) Stimmberechtigte Mitglieder des Stadtbezirksrates erhalten für Sitzungen eine Fahrkosten-
pauschale von monatlich 3,50 €. Für die Wahrnehmung repräsentativer Anlässe wird jeweils eine 
Fahrkostenpauschale von 1,75 € auf Antrag gewährt. 
 
(4) Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, mit Ausnahme des vorsitzenden Mitglieds 
des Umlegungsausschusses, erhalten für die in § 2 Abs. 5 Ziffer 1 bis 3 genannten Fälle eine 
Fahrkostenpauschale in Höhe von 1,75 €. Auswärtigen Ausschussmitgliedern werden die tat-
sächlichen Fahrkosten bis zum monatlichen Höchstbetrag von 26,00 € auf Antrag erstattet. Bei 
Benutzung eines privaten Fahrzeugs erhält das auswärtige Ausschussmitglied im Rahmen des 
genannten Höchstbetrages eine Wegstreckenentschädigung von 0,30 € je km. 
 
 


§ 11 
Reisekostenvergütung für Empfängerinnen und Empfänger von Aufwandsentschädigung 


 
(1) Verlassen die ehrenamtlichen Vertreterinnen und Vertreter der Oberbürgermeisterin bzw. des 
Oberbürgermeisters oder auf Beschluss des Rates oder des Verwaltungsausschusses Ratsmit-
glieder und Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, das Gebiet der Stadt, so werden 
ihnen Reisekostenvergütungen nach dem Nieders. Beamtengesetz (NBG) in Verbindung mit den 
Vorschriften des Gesetzes über die Reisekostenvergütung für die Bundesbeamten, Richter im 
Bundesdienst und Soldaten (BRKG) in der jeweils geltenden Fassung gezahlt, und zwar nach 
den für die Oberbürgermeisterin bzw. den Oberbürgermeister geltenden Sätzen. Benutzen Rats-
mitglieder ihre privaten Fahrzeuge, so erhalten sie anstelle der Fahrkostenerstattung eine Weg-
streckenentschädigung nach den jeweils gültigen Entschädigungssätzen für dienstlich anerkann-
te private Kraftfahrzeuge nach Maßgabe der für Landesbeamte geltenden reisekostenrechtlichen 
Bestimmungen. 
 
(2) Reisekostenvergütung nach Abs. 1 erhalten auch Mitglieder der Stadtbezirksräte, die auf Be-
schluss des Rates oder des Verwaltungsausschusses das Gebiet der Stadt verlassen.  
 
(3) Ehrenbeamtinnen, Ehrenbeamte und ehrenamtlich Tätige, die eine Aufwandsentschädigung 
erhalten, haben Anspruch auf Reisekostenvergütung nach den für Ehrenbeamtinnen und Ehren-
beamte des Landes geltenden Vorschriften, wenn sie auf Anordnung der Oberbürgermeisterin 
bzw. des Oberbürgermeisters in Erfüllung ihrer Aufgaben das Stadtgebiet verlassen müssen. 
 
 


§ 12 
Entschädigungsvoraussetzung und Auszahlung 


 
(1) Ersatz des Verdienstausfalles, der Auslagen einschließlich der Aufwendungen für eine Kin-
derbetreuung und der Reisekosten werden auf Antrag gewährt. Der Antrag ist schriftlich unter 
Beifügung der zur Bearbeitung erforderlichen Unterlagen (Einladung, Verdienstausfallbescheini-
gung, Rechnungsbelege bei Auslagen, Geburtsurkunde des Kindes bei Kinderbetreuungskosten 
u. ä.) zu stellen. Die Höhe des Verdienstausfalles bzw. der Auslagen mit Ausnahme der Kinder-
betreuungskosten ist nachzuweisen. Im Einverständnis zwischen Arbeitgeber und Anspruchsbe-
rechtigten erfolgt die Erstattung des Verdienstausfalles an den Arbeitgeber. Der Anspruch aus 
Verdienstausfall wird zum 1. Tag des dem entschädigungsfähigen Anlass folgenden Kalender-
monats fällig. 
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(2) Nach Monatsbeträgen pauschalierte Aufwandsentschädigungen, Kinderbetreuungspauscha-
len für die Personenkreise gem. §§ 3 Abs. 1, 5 Abs. 1, 7 und 9 und Fahrkosten nach § 10 Abs. 1 
und Abs. 3 Satz 1 werden jeweils für einen ganzen Kalendermonat im Voraus gezahlt. 
 
(3) Sitzungsgelder und Fahrkosten nach § 10 Abs. 4 und die Kinderbetreuungspauschalen für die 
nicht in Abs. 2 erfassten Personenkreise werden nach Ablauf des Kalendermonats, in dem die 
Sitzung stattgefunden hat, gezahlt. 
 
(4) Fahrkosten für Mitglieder der Stadtbezirksräte nach § 10 Abs. 3 Satz 2 werden halbjährlich 
nachträglich gezahlt. 
 
(5) Ansprüche auf Ersatz von Verdienstausfall, der Auslagen einschließlich der Aufwendungen 
für eine Kinderbetreuung und der Reisekosten sowie der Fahrkosten nach § 10 Abs. 2 Satz 2 und 
§ 10 Abs. 3 Satz 2 verjähren nach Ablauf eines Jahres. 
 
 


§ 13 
Nichtübertragbarkeit des Anspruchs 


 
Die Ansprüche aus dieser Satzung sind nicht übertragbar. 
 
Diese Entschädigungssatzung tritt am 1. Dezember 2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Entschädi-
gungssatzung der Stadt Braunschweig vom 14. Nov. 2006 in der Fassung der Zweiten Ände-
rungssatzung vom 31. Mai 2011 (Amtsblatt für die Stadt Braunschweig Nr. 7 vom 9. Juni 2011, S. 
23) außer Kraft. 
 
 
Dr. Hoffmann 
Oberbürgermeister 
 
Anlage 1 
Entschädigungstabelle für Ehrenbeamtinnen/Ehrenbeamte der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 
Braunschweig 
 
Als monatliche Aufwandsentschädigung erhalten: 
 
1 Stadtbrandmeister/in 380,00 € 
2 zwei stellv. Stadtbrandmeister/innen   250,00 € 
3 Ortsbrandmeister/in 55,00 € 
4 Stellv. Ortsbrandmeister/in 28,00 € 


 
Anlage 2 
Entschädigungstabelle für die in der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Braunschweig ehrenamtlich 
tätigen Funktionsträgerinnen/Funktionsträger 
 
Als monatliche Aufwandsentschädigung erhalten: 
 
01 Gerätewart/e/innen 26,00 € 
02 Stadtjugendfeuerwehrwart/in 70,00 € 
03 Stellv. Stadtjugendfeuerwehrwart/in 35,00 € 
04 Jugendfeuerwehrwart/in 25,00 € 
05 Stadtsicherheitsbeauftragte/r 55,00 € 
06 Stadtausbildungsleiter/in 70,00 € 
07 Stellv. Stadtausbildungsleiter/in 32,00 € 
08 Ausbilder/in 1) 22,00 € 
09 Feuerwehrbereitschaftsführer/in 64,00 € 
10 Stellv. Feuerwehrbereitschaftsführer/in 32,00 € 
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11 Einheitsführer/in ABC-Zug 55,00 € 
12 Stellv. Einheitsführer/in ABC-Zug 28,00 € 
13 Zugführer/in Freiwillige Feuerwehr 32,00 € 
14 Einheitsführer/in ELW 2 32,00 € 
15 Stellv. Einheitsführer/in ELW 2 25,00 € 
16 Einheitsführer/in Fernmeldezentrale 32,00 € 
17 Stellv. Einheitsführer/in Fernmeldezentrale 32,00 € 
18 Gruppenführer/in Einsatzverpflegung 32,00 € 
19 Stellv. Gruppenführer/in Einsatzverpfl. 25,00 € 
20 Schriftwart/in des Stadtkommandos 55,00 € 
21 Stadtpressewart/in 32,00 € 
22 Webmaster/in 32,00 € 
23 Stadtstabführer/in 32,00 € 
24 Ortmusikzugführer/in 25,00 € 
25 Kinderfeuerwehrwart/in 21,00 € 
26 Stadtbrandschutzerzieher/in 32,00 € 
27 Stadtatemschutzbeauftragte/r 32,00 € 
28 Stadtzeugwart/in 32,00 € 


 
1) Um eine Aufwandsentschädigung von 12 x 22,00 €/Jahr zu rechtfertigen, ist eine Bestellung 
zum Ausbilder/zur Ausbilderin in der FF notwendig. Darüber hinaus ist eine Mindeststundenzahl 
von 40 Ausbildungsstunden/Jahr zu leisten. Unterrichtende, die im Jahr weniger als 40 Ausbil-
dungsstunden leisten, erhalten für jeden Monat, in dem mehr als 4 Unterrichtsstunden geleistet 
werden, 22,00 €. 
 
 





